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TOP 38: 

Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, 
den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Aus-
schuss der Regionen: Einleitung einer Konsultation über eine 
europäische Säule sozialer Rechte 

COM(2016) 127 final 

Drucksache: 116/16 

Die Mitteilung hat zum Ziel, über die Beweggründe und das weitere Vorgehen der 
Kommission im Zusammenhang mit einer geplanten europäischen Säule sozialer 
Rechte (ESSR) im 21. Jahrhundert zu informieren. Gleichzeitig setzt die 
Kommission eine breit angelegte Konsultation hierzu bis Ende 2016 in Gang. 

Die Einrichtung der Säule soll die Gelegenheit für Denkanstöße zu den bestehenden 
sozialen Rechten, den besonderen Bedürfnissen des Euro-Raums, dem Wandel in 
der Arbeitswelt und den auf allen Ebenen erforderlichen Reformen bieten. Sie soll 
den sozialen Besitzstand der EU ergänzen und darüber hinaus als Bezugsrahmen für 
das Leistungsscreening der an ihr teilnehmenden Mitgliedstaaten im Beschäfti-
gungs- und Sozialbereich fungieren. Außerdem soll sie Reformen auf nationaler 
Ebene vorantreiben. 

Als Diskussionsgrundlage ist der Mitteilung ein erster vorläufiger Entwurf der 
ESSR beigefügt. 

Dieser fasst grundlegende Prinzipien und soziale Rechte in Form von Programm-
punkten zusammen und soll damit einen sozialen Katalog und gleichzeitig eine 
Basis zur Weiterentwicklung der sozialen Dimension der Wirtschafts- und 
Währungsunion schaffen. Die Säule soll zunächst nur innerhalb des Euro-Raumes 
errichtet werden. Andere Mitgliedstaaten sollen sich jedoch auf freiwilliger Basis 
anschließen können. 

Der Entwurf der ESSR gliedert sich in drei Hauptbereiche: 

- Chancengleichheit und Arbeitsmarktzugang, auch Entwicklung von Kom-
petenzen und lebenslanges Lernen sowie aktive Unterstützung der Be-
schäftigung zwecks Erhöhung der Beschäftigungschancen, Erleichterung des
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Übergangs in einen anderen Erwerbsstatus, Verbesserung der Beschäftigungs-
fähigkeit und Geschlechtergleichstellung sowie Vereinbarkeit von Beruf und 
Privatleben; 

- Faire Arbeitsbedingungen zur Herstellung eines ausgewogenen und verläss-
lichen Verhältnisses zwischen Rechten und Pflichten der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer sowie der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sowie zwischen 
Flexibilitäts- und Sicherheitselementen zwecks Erleichterung der Schaffung 
von Arbeitsplätzen, der Aufnahme einer Beschäftigung, der Anpassungs-
fähigkeit der Unternehmen und der Förderung des sozialen Dialoges; 

- Angemessener und nachhaltiger Sozialschutz sowie Zugang zu hochwertigen 
essenziellen Leistungen, unter anderem Kinderbetreuung, Gesundheitsver-
sorgung und Langzeitpflege, zwecks Gewährleistung eines würdigen Lebens, 
des Schutzes vor Risiken und Ermöglichung einer uneingeschränkten Teilhabe 
am Arbeitsleben und generell am Leben in der Gesellschaft. 

Es wird eine Reihe von Politikfeldern mit den entsprechend zugeordneten Grund-
sätzen dargelegt. Als Ausgangspunkte der Grundsätze dienen verschiedene Rechte, 
die bereits in Rechtsquellen der EU und sonstigen relevanten Rechtsquellen 
niedergelegt sind, und es wird ausgeführt, wie sie in die Praxis umgesetzt werden 
könnten. 

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 116/1/16 ersichtlich. 


